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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/39 DER 
KOMMISSION 

vom 3. November 2016 

mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 
Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Gewährung einer Unionsbeihilfe für die Abgabe 
von Obst und Gemüse, Bananen und Milch in 

Bildungseinrichtungen 

Artikel 1 

Geltungsbereich und Begriffsbestimmung 

1. Diese Verordnung enthält Durchführungsbestimmungen zu den 
Verordnungen (EU) Nr. 1308/2013 und (EU) Nr. 1370/2013 in Bezug 
auf die Unionsbeihilfe für die Abgabe und Verteilung von Obst und 
Gemüse, Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und Gemüse sowie fri­
schen Bananenerzeugnissen („Schulobst und -gemüse“) sowie von 
Milch und Milcherzeugnissen („Schulmilch“) an Kinder in Bildungs­
einrichtungen, für die begleitenden pädagogischen Maßnahmen und 
für bestimmte Nebenkosten im Rahmen der Regelung gemäß Artikel 23 
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 („Schulprogramm“). 

2. Für die Zwecke des Schulprogramms bezeichnet „Schuljahr“ den 
Zeitraum vom 1. August eines Jahres bis zum 31. Juli des darauffol­
genden Jahres. 

Artikel 2 

Strategie der Mitgliedstaaten 

1. Die Strategie eines Mitgliedstaats gemäß Artikel 23 Absatz 8 der 
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 und Artikel 2 der Delegierten Verord­
nung (EU) 2017/40 umfasst folgende Elemente: 

a) die Verwaltungsebene, auf der das Schulprogramm umgesetzt wird; 

b) die Bedürfnisse, denen durch Umsetzung des Schulprogramms be­
gegnet werden soll, und ihre Rangordnung nach Prioritäten; 

c) die Ergebnisse, die durch Umsetzung des Schulprogramms erreicht 
werden sollen, und die Indikatoren, anhand deren die Erreichung der 
Ergebnisse gemessen werden soll; 

d) die Ausgangssituation, gegenüber der die Fortschritte bei der Errei­
chung der Ergebnisse gemessen werden sollen, ausgehend von den 
verfügbaren Daten; 

e) die für die wichtigsten Elemente des Schulprogramms veranschlag­
ten Mittel für Schulobst und -gemüse einerseits und Schulmilch 
andererseits sowie die für das gesamte Schulprogramm betreffende 
Aspekte veranschlagten Mittel; 

f) die Zielgruppe; 

▼B
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g) die Liste der Erzeugnisse, die im Rahmen des Schulprogramms 
verteilt werden sollen, aufgeschlüsselt nach Produktgruppen gemäß 
Artikel 23 Absätze 3, 4, 5 und gegebenenfalls 7 der Verordnung 
(EU) Nr. 1308/2013; 

h) sofern die Erzeugnisse im Rahmen des Schulprogramms nicht kos­
tenlos zur Verfügung gestellt werden, die Regelungen, die getroffen 
wurden, um sicherzustellen, dass sich die Unionsbeihilfe im Preis 
der Erzeugnisse widerspiegelt; 

i) sofern standardisierte Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen und/ 
oder Pauschalbeträge zugelassen werden, die faire, ausgewogene 
und überprüfbare Methode zu deren Berechnung; sofern ein kosten­
bezogenes System verwendet wird, die Regelungen zur Bewertung 
der Plausibilität der von den Antragstellern geltend gemachten Kos­
ten; 

j) die Ziele und Inhalte der begleitenden pädagogischen Maßnahmen; 

k) die Verfahren zur Einbeziehung der einschlägigen Behörden und 
Interessenträger; 

l) die Verfahren zur Auswahl der Anbieter von Erzeugnissen, Mate­
rialien und Dienstleistungen im Rahmen des Schulprogramms; 

m) die Modalitäten für die Bekanntmachung der finanziellen Unterstüt­
zung durch die Union im Rahmen des Schulprogramms. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission auf Anfrage die 
folgenden Informationen, sofern diese nicht bereits in der Strategie ent­
halten sind: 

a) die Kriterien für die Auswahl der Erzeugnisse, die im Rahmen des 
Schulprogramms verteilt werden sollen, und das vorrangige Krite­
rium bzw. die vorrangigen Kriterien gemäß Artikel 23 Absatz 11 
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013; 

b) die Regelungen für die Abgabe und/oder Verteilung der Erzeugnis­
se, auch hinsichtlich der förderfähigen Kosten, geplante Häufigkeit 
und Zeitplan für die Verteilung und, sofern die Verteilung im Rah­
men der üblichen Schulmahlzeiten erlaubt ist, Angabe, welche Maß­
nahmen eingeleitet wurden, um den Bestimmungen von Artikel 11 
der Verordnung (EU) 2017/40 gerecht zu werden; 

c) sofern für die im Rahmen des Schulprogramms bereitzustellenden 
Erzeugnisse, Materialien und Dienstleistungen von den Begünstig­
ten zu zahlende Höchstpreise festgesetzt werden, die faire, ausgewo­
gene und überprüfbare Methode zu deren Berechnung; 

d) der Betrag der einzelstaatlichen Beihilfe, sofern eine solche Beihilfe 
zusätzlich zur Unionsbeihilfe für das Schulprogramm gewährt wird; 

e) sofern bestehende nationale Programme durch die Unionsbeihilfe im 
Rahmen des Schulprogramms ausgeweitet oder wirkungsvoller ge­
staltet werden, die getroffenen Vorkehrungen, um den Mehrwert des 
Schulprogramms zu gewährleisten; 

▼B
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ea) beschließen Mitgliedstaaten, gemäß Artikel 44 Absatz 3b der Ver­
ordnung (EU) 2021/2116 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 1 ) Vorschusszahlungen für Beihilfen zu gewähren, den 
Höchstbetrag der Vorschusszahlung, ausgedrückt in einem Prozent­
satz der Beihilfe, auf den die Antragsteller Anspruch haben, und die 
Modalitäten für die Gewährung der Vorschusszahlung; 

▼B 
f) sofern Erzeugnisse gemäß Artikel 23 Absatz 5 der Verordnung 

(EU) Nr. 1308/2013 verteilt werden, die Vorkehrungen, mit deren 
Hilfe gewährleistet wird, dass die Unionsbeihilfe nur für den Milch­
bestandteil jener Erzeugnisse gezahlt wird und den Betrag gemäß 
Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1370/2013 nicht über­
schreitet; 

g) die Strukturen, Regelungen und Formen der Überwachung und Be­
wertung des Schulprogramms gemäß Artikel 9 der Delegierten Ver­
ordnung (EU) 2017/40 sowie der Kontrollen gemäß den Artikeln 9 
und 10 der vorliegenden Verordnung. 

3. Die Kommission veröffentlicht die Strategien der Mitgliedstaaten. 

Artikel 3 

Anträge der Mitgliedstaaten auf Unionsbeihilfe 

Die Mitgliedstaaten reichen jedes Jahr bis zum 31. Januar ihren Antrag 
auf Unionsbeihilfe für das kommende Schuljahr ein und aktualisieren 
gegebenenfalls ihren Antrag auf Unionsbeihilfe für das laufende Schul­
jahr. Der Antrag enthält folgende Angaben: 

a) Angaben für das kommende Schuljahr: 

▼M4 
i) die vorläufigen Mittelzuweisungen für Schulobst und -gemüse 

und für Schulmilch gemäß dem Anhang des Durchführungs­
beschlusses (EU) 2023/106 der Kommission ( 2 ); 

▼B 
ii) die Bereitschaft, einen Teil der vorläufigen Mittelzuweisung für 

Schulobst und -gemüse oder für Schulmilch bis zu dem Höchst­
prozentsatz gemäß Artikel 23a Absatz 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 1308/2013 auf den jeweils anderen Sektor zu übertragen, 
sowie den Prozentsatz und den Betrag der Übertragung; 

iii) die Bereitschaft, mehr als die vorläufige Mittelzuweisung für 
Schulobst und -gemüse und/oder für Schulmilch zu verwenden, 
und den zusätzlichen Höchstbetrag, der beantragt wird, sofern 
zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt werden; 

▼M5 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/2116 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 2. Dezember 2021 über die Finanzierung, Verwaltung und Überwachung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013 (ABl. L 435 vom 6.12.2021, S. 187). 

( 2 ) Durchführungsbeschluss (EU) 2023/106 der Kommission vom 11. Januar 
2023 über die vorläufige Zuweisung der Unionsbeihilfe für Schulobst und 
-gemüse sowie Schulmilch an die Mitgliedstaaten für den Zeitraum 1. August 
2023 bis 31. Juli 2029 (ABl. L 12 vom 13.1.2023, S. 84).
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iv) den Betrag der vorläufigen Mittelzuweisung, der nicht beantragt 
wird, sofern keine Bereitschaft besteht, den gesamten Betrag der 
vorläufigen Mittelzuweisung für Schulobst und -gemüse und/ 
oder für Schulmilch zu verwenden; 

v) den für Schulobst und -gemüse und für Schulmilch beantragten 
Gesamtbetrag. 

b) Angaben für das laufende Schuljahr: 

i) die Übertragung zwischen den endgültigen Mittelzuweisungen 
gemäß Artikel 23a Absatz 4 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) Nr. 1308/2013; 

ii) sofern keine Bereitschaft besteht, den gesamten Betrag der end­
gültigen Mittelzuweisung für Schulobst und -gemüse und/oder 
für Schulmilch für das laufende Schuljahr zu verwenden, den 
Betrag, der nicht für Schulobst und -gemüse und/oder für Schul­
milch beantragt werden wird; 

iii) die Bereitschaft, mehr als den gesamten für das laufende Schul­
jahr verfügbaren Betrag der endgültigen Mittelzuweisung für 
Schulobst und -gemüse und/oder für Schulmilch zu verwenden, 
sofern zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt werden. 

Die in diesem Artikel genannten Beträge sind in Euro anzugeben. 

▼M5 

Artikel 3a 

Anträge der Antragsteller auf Vorschusszahlungen 

1. Die Mitgliedstaaten, die beschließen, gemäß Artikel 44 Absatz 3b 
der Verordnung (EU) 2021/2116 Vorschusszahlungen zu zahlen, legen 
Form, Inhalt, Häufigkeit und Frist für die von den Antragstellern einge­
reichten Anträge auf Vorschusszahlungen fest. 

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, welche Unterlagen den Anträgen 
auf Vorschusszahlungen als Nachweise beizufügen sind, einschließlich 
der Unterlagen, die für die Berechnung des Betrags erforderlich sind, 
auf den die Antragsteller Anspruch haben. 

▼B 

Artikel 4 

Beihilfeanträge der Antragsteller 

1. Die Mitgliedstaaten legen Form, Inhalt und Häufigkeit von Bei­
hilfeanträgen im Einklang mit ihrer Strategie und den Bestimmungen 
der Absätze 2 bis 6 fest. 

▼M5 
1a. Auch wenn eine Vorschusszahlung gewährt wurde, müssen die 
Antragsteller einen Beihilfeantrag stellen, um die Erstattung der bei der 
Durchführung der Maßnahmen im Rahmen des Schulprogramms ent­
standenen Kosten zu beantragen. Der Beihilfeantrag kann erst gestellt 
werden, wenn die Maßnahmen, auf die sich der Beihilfeantrag bezieht, 
vollständig durchgeführt wurden. 

▼B
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2. Beihilfeanträge, die die Abgabe und Verteilung von Erzeugnissen 
betreffen, müssen mindestens folgende Angaben enthalten: 

a) die Mengen der verteilten Erzeugnisse, aufgeschlüsselt nach Produkt­
gruppen gemäß Artikel 23 Absätze 3, 4, 5 und gegebenenfalls 7 der 
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013; 

b) die Identifizierung des Antragstellers sowie Name und Anschrift oder 
Kennnummer der Bildungseinrichtung oder des Schulträgers, an die 
bzw. den die betreffenden Mengen verteilt wurden; 

c) Zahl der Kinder, die am Anfang des Schuljahres in der/den Bil­
dungseinrichtung(en) registriert sind und während des Zeitraums, 
für den die Beihilfe beantragt wird, berechtigt sind, die unter das 
Schulprogramm fallenden Erzeugnisse zu erhalten. 

▼M5 
2a. Wurde eine Vorschusszahlung gewährt, so muss die Höhe dieser 
Vorschusszahlung im Beihilfeantrag angegeben werden. 

▼B 
3. Beihilfeanträge, die die Abgabe und Verteilung von Erzeugnissen 
und die begleitenden pädagogischen Maßnahmen betreffen, können sich 
über Zeiträume zwischen zwei Wochen und dem gesamten Schuljahr 
erstrecken. 

4. Die Einreichung der Beihilfeanträge erfolgt innerhalb von drei 
Monaten nach Ablauf des Zeitraums, auf den sich der jeweilige Antrag 
bezieht, oder, bei Beihilfeanträgen, die die Überwachung, Bewertung 
und Öffentlichkeitsarbeit betreffen, nach dem Tag der Lieferung des 
Materials bzw. der Erbringung der Dienstleistung. 

5. Bei Überschreitung der Frist gemäß Absatz 4 um weniger als 60 
Kalendertage wird die Beihilfe gezahlt, jedoch wie folgt gekürzt: 

a) um 5 %, wenn die Frist um 1 bis 30 Kalendertage überschritten ist; 

b) um 10 %, wenn die Frist um 31 bis 60 Kalendertage überschritten 
ist. 

Bei Überschreitung der Frist um mehr als 60 Kalendertage wird die 
Beihilfe für jeden weiteren Tag um 1 % des verbleibenden Restbetrags 
gekürzt. 

▼M5 
6. Die Mitgliedstaaten legen fest, welche Belege im Zusammenhang 
mit Beihilfeanträgen vorzulegen sind. Als Mindestanforderung sind die 
in den Beihilfeanträgen beantragten Beträge durch Unterlagen zu bele­
gen, die Folgendes enthalten: 

a) Nachweis, dass die Mengen geliefert oder verteilt wurden und/oder 
dass die Materialien oder Dienstleistungen für die Zwecke des Schul­
programms geliefert bzw. erbracht wurden, und 

b) sofern der Mitgliedstaat ein kostenbasiertes System anwendet, Preis 
der gelieferten oder verteilten Erzeugnisse oder Materialien oder der 
erbrachten Dienstleistungen zusammen mit einer Quittung oder ei­
nem Zahlungsbeleg oder einer gleichwertigen Bescheinigung. 

▼B
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Bei Beihilfeanträgen, die begleitende pädagogische Maßnahmen, Über­
wachung, Bewertung und Öffentlichkeitsarbeit betreffen, müssen die 
Nachweise auch eine Aufschlüsselung der Mittel auf die einzelnen Tä­
tigkeiten und genaue Angaben zu den damit verbundenen Kosten ent­
halten. 

Artikel 5 

Zahlung der Beihilfe, einschließlich Vorschusszahlungen 

1. Die Vorschusszahlungen werden von der zuständigen Behörde nur 
gewährt, wenn ein Antrag gemäß Artikel 3a der vorliegenden Verord­
nung und — sofern gemäß Artikel 15b der Delegierten Verordnung 
(EU) 2022/127 der Kommission ( 1 ) eine Sicherheit geleistet werden 
muss — Belege über die geleistete Sicherheit vorgelegt werden, es sei 
denn, der zuständigen Behörde liegen bereits Nachweise über die ge­
leistete Sicherheit vor. 

2. Die zuständige Behörde zahlt die Beihilfe zur Erstattung der bei 
der Durchführung des Schulprogramms entstandenen Kosten nur, wenn 
ein Antrag zusammen mit den erforderlichen Belegen gemäß Artikel 4 
vorgelegt wird. Die Beihilfe wird innerhalb von drei Monaten nach dem 
Tag der Einreichung des Beihilfeantrags ausgezahlt, es sei denn, es 
wurde ein Untersuchungsverfahren eingeleitet. 

Wurde eine Vorschusszahlung gewährt, so entspricht die auszuzahlende 
Beihilfe der Differenz zwischen dem zu zahlenden Beihilfebetrag und 
dem Betrag der Vorschusszahlung. 

▼B 

Artikel 6 

Übertragungen zwischen den Mittelzuweisungen 

1. Übertragungen zwischen den vorläufigen Mittelzuweisungen ge­
mäß Artikel 23a Absatz 4 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
Nr. 1308/2013 werden in den Anträgen auf Unionsbeihilfe gemäß Ar­
tikel 3 der vorliegenden Verordnung vorgenommen. 

▼M5 
2. Übertragungen zwischen den endgültigen Mittelzuweisungen ge­
mäß Artikel 23a Absatz 4 Unterabsatz 3 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) Nr. 1308/2013 in Fällen, in denen keine Übertragungen zwischen 
den vorläufigen Mittelzuweisungen vorgenommen wurden, werden ent­
weder in den Anträgen auf Unionsbeihilfe gemäß Artikel 3 der vor­
liegenden Verordnung oder in der Mitteilung gemäß Absatz 2 des vor­
liegenden Artikels gemeldet. 

Nehmen Mitgliedstaaten Übertragungen der endgültigen Mittelzuwei­
sungen im Einklang mit Absatz 1 des vorliegenden Artikels nach dem 
31. Januar vor, so teilen sie dies der Kommission bis zum 31. August 
mit, der auf das betreffende Schuljahr folgt. 

▼M5 

( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) 2022/127 der Kommission vom 7. Dezember 
2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2021/2116 des Europäischen Par­
laments und des Rates mit Vorschriften für die Zahlstellen und anderen 
Einrichtungen, die Finanzverwaltung, den Rechnungsabschluss, Sicherheiten 
und die Verwendung des Euro (ABl. L 20 vom 31.1.2022, S. 95).
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Artikel 7 

Neuzuweisung der Unionsbeihilfe 

1. Auf der Grundlage der gemäß Artikel 3 der vorliegenden Verord­
nung beantragten Unionsbeihilfebeträge nimmt die Kommission die 
Umschichtung der nicht beantragten vorläufigen Mittelzuweisungen 
bzw. der nicht beanspruchten Teile davon im Einklang mit Artikel 5 
Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1370/2013 vor. 

Für die Produktgruppe, von der ein Mitgliedstaat eine Übertragung zur 
anderen Produktgruppe gemäß Artikel 6 Absatz 1 vorgenommen hat, 
werden dem betreffenden Mitgliedstaat keine zusätzlichen Beträge ge­
währt. 

Stellt ein Mitgliedstaat keinen Antrag gemäß Artikel 3, so gelten die 
vorläufigen Mittelzuweisungen des betreffenden Mitgliedstaats als nicht 
beantragt. 

2. Die Kommission darf gemäß Artikel 3 Buchstabe b gemeldete 
nicht beantragte endgültige Mittelzuweisungen oder nicht beantragte 
Teile davon für das laufende Schuljahr unter denjenigen Mitgliedstaaten 
aufteilen, die ihre Bereitschaft bekundet haben, mehr als ihre endgültige 
Mittelzuweisung zu verwenden. 

Für die Produktgruppe, von der ein Mitgliedstaat eine Übertragung zur 
anderen Produktgruppe gemäß Artikel 6 Absatz 2 vorgenommen hat, 
werden dem betreffenden Mitgliedstaat keine zusätzlichen Beträge ge­
währt. 

Die Neuverteilung erfolgt innerhalb der Mittelzuweisung für Schulobst 
und -gemüse oder für Schulmilch auf der Grundlage der vorläufigen 
Mittelzuweisungen der beantragenden Mitgliedstaaten. Gegebenenfalls 
können Beträge, die die Mitgliedstaaten innerhalb derselben Mittel­
zuweisung nicht beantragt haben, an Mitgliedstaaten verteilt werden, 
die zusätzliche Beträge für die andere Mittelzuweisung beantragt haben. 

▼M1 
3. Der Betrag der vorläufigen Mittelzuweisung, der gemäß Absatz 1 
einem anderen Mitgliedstaat übertragen werden kann, richtet sich nach 
dem Stand der Inanspruchnahme der endgültigen Zuweisung der Uni­
onsbeihilfe für Schulobst und -gemüse bzw. Schulmilch durch den 
betreffenden Mitgliedstaat im vorangegangenen Schuljahr. Unter Be­
rücksichtigung der Ausgabenerklärungen, die der Kommission bis zum 
31. Dezember des Jahres vor Übermittlung des Antrags auf Unionsbei­
hilfe gemäß Artikel 10 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
908/2014 der Kommission ( 1 ) übermittelt wurden, wird der Betrag der 
endgültigen Mittelzuweisung wie folgt berechnet: 

a) Bei einer Ausschöpfung von höchstens 50 % der endgültigen Mittel­
zuweisung werden keine zusätzlichen Mittel gewährt; 

▼B 

( 1 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 der Kommission vom 6. August 
2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Zahlstellen und 
anderen Einrichtungen, der Mittelverwaltung, des Rechnungsabschlusses und 
der Bestimmungen für Kontrollen, Sicherheiten und Transparenz (ABl. L 255 
vom 28.8.2014, S. 59).
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b) bei einer Ausschöpfung von über 50 %, aber nicht mehr als 75 % der 
endgültigen Mittelzuweisung ist die zusätzliche Mittelzuweisung auf 
einen Höchstbetrag von 50 % der vorläufigen Mittelzuweisung be­
grenzt; 

c) bei einer Ausschöpfung von über 75 % der endgültigen Mittelzuwei­
sung ist die zusätzliche Mittelzuweisung nicht gedeckelt. 

Die Berechnungsmethode gemäß Unterabsatz 1 gilt nicht für Mitglied­
staaten, die das Schulprogramm oder einen Teil davon erstmals anwen­
den, während der ersten beiden Jahre der Durchführung. 

▼M2 

Artikel 8 

Überwachung und Bewertung 

(1) Die Überwachung gemäß Artikel 9 der Delegierten Verordnung 
(EU) 2017/40 stützt sich auf die Daten, die aus den Verwaltungs- und 
Kontrollverpflichtungen stammen, einschließlich derjenigen gemäß den 
Artikeln 4 und 5 der vorliegenden Verordnung. 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission ihren jährlichen Mo­
nitoringbericht gemäß Artikel 9 Absatz 3 der Delegierten Verordnung 
(EU) 2017/40 bis zum 31. Januar des Kalenderjahres, das auf das Ende 
des betreffenden Schuljahres folgt. 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission ihren jährlichen Kon­
trollbericht über die durchgeführten Vor-Ort-Kontrollen und deren Er­
gebnisse gemäß Artikel 9 Absatz 4 der genannten Verordnung bis zum 
31. Oktober des Kalenderjahres, das auf das Ende des betreffenden 
Schuljahres folgt. 

(2) Der Bewertungsbericht bzw. — falls ein Mitgliedstaat das Schul­
programm auf regionaler Ebene umsetzt — die Bewertungsberichte in 
entsprechender Zahl gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Delegierten Verord­
nung (EU) 2017/40 betreffen die Durchführung des Schulprogramms in 
den ersten fünf Schuljahren jedes Zeitraums, auf den sich die auf na­
tionaler oder regionaler Ebene gemäß Artikel 23 Absatz 8 der Verord­
nung (EU) Nr. 1308/2013 ausgearbeitete Strategie erstreckt. 

Die Mitgliedstaaten legen der Kommission ihren Bewertungsbericht 
bzw. ihre Bewertungsberichte bis zum 1. März des Kalenderjahres 
vor, das auf das Ende dieser fünf Schuljahre folgt. Der erste Bewer­
tungsbericht ist bis spätestens 1. März 2023 vorzulegen. 

Die Mindestanforderungen an Form und Inhalt des Bewertungsberichts 
bzw. der Bewertungsberichte sind im Anhang dieser Verordnung fest­
gelegt. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Bericht bzw. die 
Berichte, die der Kommission vorgelegt werden, keine personenbezoge­
nen Daten enthalten. 

(3) Die Kommission veröffentlicht die gemäß Absatz 1 Unterabsatz 2 
sowie gemäß Absatz 2 vorgelegten jährlichen Monitoringberichte und 
Bewertungsberichte. 

▼M1
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Artikel 9 

Verwaltungskontrollen 

▼M5 
1. Die Mitgliedstaaten ergreifen alle zur Einhaltung dieser Verord­
nung erforderlichen Maßnahmen. Diese Maßnahmen sehen systemati­
sche, vor der Zahlung durchzuführende Verwaltungskontrollen sämtli­
cher Anträge auf Vorschusszahlungen gemäß Artikel 3a und sämtlicher 
Beihilfeanträge gemäß Artikel 4 vor. Die Mitgliedstaaten kontrollieren 
bei sämtlichen Beihilfeanträgen eine repräsentative Stichprobe der mit 
den Beihilfeanträgen eingereichten Belege. 

__________ 

▼B 
3. Verwaltungskontrollen von Anträgen auf Beihilfen für Über­
wachung, Bewertung, Öffentlichkeitsarbeit und begleitende pädagogi­
sche Maßnahmen schließen die Prüfung ein, ob die Materialien geliefert 
bzw. die Dienstleistungen bereitgestellt wurden, und ob die geltend 
gemachten Ausgaben korrekt sind. 

▼M5 
4. Bei Anträgen auf Beihilfen für die Abgabe und Verteilung von 
Erzeugnissen und für begleitende pädagogische Maßnahmen werden die 
im Zusammenhang mit Beihilfeanträgen gemäß Artikel 4 vorgenomme­
nen Verwaltungskontrollen durch Vor-Ort-Kontrollen gemäß Artikel 10 
ergänzt. 

▼B 

Artikel 10 

Vor-Ort-Kontrollen 

▼M3 
(1) Bei den Vor-Ort-Kontrollen wird insbesondere Folgendes über­
prüft: 

a) ob die Bücher gemäß Artikel 6 der Delegierten Verordnung (EU) 
2017/40 ordnungsgemäß sind, indem die Verwaltungskontrollen be­
kräftigt und ergänzt werden durch einschlägige Unterlagen, ein­
schließlich Finanzunterlagen wie Einkaufs- bzw. Verkaufsrechnun­
gen, Lieferscheine, Bankauszüge oder andere Zahlungsnachweise 
und ihre Aufzeichnung in der Buchführung; 

b) die Verwendung der Erzeugnisse im Einklang mit der Verordnung 
(EU) Nr. 1308/2013, der Delegierten Verordnung (EU) 2017/40 und 
der vorliegenden Verordnung; 

c) die Durchführung begleitender pädagogischer Maßnahmen zur Un­
terstützung der Verteilung der Erzeugnisse, wenn die Vor-Ort-Kon­
trolle in den Räumlichkeiten der Bildungseinrichtung stattfindet oder 
wenn die Vor-Ort-Kontrolle Beihilfen betrifft, die für begleitende 
pädagogische Maßnahmen beantragt wurden; 

d) die Verwendung geeigneter Werbemittel, wenn die Vor-Ort-Kon­
trolle in den Räumlichkeiten der Bildungseinrichtung stattfindet. 

▼B 
2. ►M2 Die Vor-Ort-Kontrollen werden während des Schuljahres, 
auf das sie sich beziehen (Zeitraum N) und/oder während der darauf­
folgenden neun Monate (Zeitraum N + 1) durchgeführt. ◄ 

▼B
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Die Vor-Ort-Kontrollen können während der Durchführung der beglei­
tenden pädagogischen Maßnahmen vorgenommen werden. 

Jede Vor-Ort-Kontrolle gilt als abgeschlossen, sobald der entsprechende 
Kontrollbericht gemäß Absatz 6 vorliegt. 

3. Die gesamten Vor-Ort-Kontrollen erstrecken sich für jedes Schul­
jahr auf mindestens 5 % der auf nationaler Ebene beantragten Beihilfen 
und mindestens 5 % aller Antragsteller, die Beihilfen für die Abgabe 
und Verteilung von Erzeugnissen und für begleitende pädagogische 
Maßnahmen erhalten. 

Bei weniger als 100 Antragstellern in einem Mitgliedstaat werden in 
den Räumlichkeiten von mindestens fünf Antragstellern Vor-Ort-Kon­
trollen durchgeführt. 

Bei weniger als fünf Antragstellern in einem Mitgliedstaat werden in 
den Räumlichkeiten aller Antragsteller Vor-Ort-Kontrollen durchgeführt. 

Beantragt ein Antragsteller, bei dem es sich nicht um eine Bildungs­
einrichtung handelt, Beihilfen für die Abgabe und Verteilung von Er­
zeugnissen, so wird die in den Räumlichkeiten des Antragstellers durch­
geführte Vor-Ort-Kontrolle durch Vor-Ort-Kontrollen in den Räumlich­
keiten von mindestens zwei Bildungseinrichtungen oder mindestens 1 % 
der Bildungseinrichtungen ergänzt, die der Antragsteller gemäß Artikel 6 
der Delegierten Verordnung (EU) 2017/40 in seinen Büchern auf­
gezeichnet hat, wobei der größere Wert maßgebend ist. 

Beantragt ein Antragsteller Beihilfen für begleitende pädagogische Maß­
nahmen, können die Vor-Ort-Kontrollen in den Räumlichkeiten des 
Antragstellers auf der Grundlage einer Risikoanalyse durch Vor-Ort- 
Kontrollen an den Orten ersetzt werden, an denen die begleitenden 
Maßnahmen durchgeführt werden. Die Mitgliedstaaten legen auf der 
Grundlage einer Risikoanalyse den Umfang solcher Vor-Ort-Kontrollen 
fest. 

4. Auf der Grundlage einer Risikoanalyse wählt die zuständige Be­
hörde die Antragsteller aus, die einer Vor-Ort-Kontrolle zu unterziehen 
sind. 

Hierbei berücksichtigt die zuständige Behörde insbesondere Folgendes: 

a) die unterschiedlichen geografischen Gebiete; 

b) die Häufigkeit von Fehlern und die Ergebnisse von Kontrollen in 
den zurückliegenden Jahren; 

c) den Beihilfebetrag; 

d) die Art der Antragsteller; 

e) gegebenenfalls die Art der begleitenden pädagogischen Maßnahmen. 

5. Sofern der Kontrollzweck nicht gefährdet wird, dürfen die Kon­
trollen angekündigt werden, wobei die Ankündigungsfrist auf das strikt 
erforderliche Minimum zu beschränken ist. 

6. Die zuständige Kontrollbehörde erstellt über jede Vor-Ort-Kon­
trolle einen Kontrollbericht. Darin werden die kontrollierten Elemente 
genau beschrieben. 

▼B
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Der Kontrollbericht wird in folgende Teile untergliedert: 

a) einen allgemeinen Teil, der insbesondere folgende Angaben enthält: 

i) abgedeckter Zeitraum; kontrollierte Beihilfeanträge; bei die Ab­
gabe und Verteilung von Erzeugnissen betreffenden Anträgen die 
Erzeugnismengen, für die eine Beihilfe beantragt wurde; teilneh­
mende Bildungseinrichtungen; anhand der vorliegenden Daten 
Schätzung der Zahl der Kinder, für die Beihilfen gezahlt wurden, 
und Beihilfebetrag; 

ii) anwesende Verantwortliche; 

b) einen Teil, in dem die durchgeführten Kontrollen gesondert beschrie­
ben werden und der insbesondere folgende Angaben enthält: 

i) geprüfte Unterlagen; 

ii) Art und Umfang der durchgeführten Kontrollen; 

iii) Bemerkungen und Feststellungen. 

▼M2 
Alle Kontrollberichte sind bis spätestens neun Monate nach Ende des 
Schuljahres fertigzustellen. 

__________ 

▼B 

Artikel 11 

Wiedereinziehung zu Unrecht geleisteter Zahlungen 

Für die Wiedereinziehung von zu Unrecht gezahlten Beträgen gilt Ar­
tikel 7 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 sinngemäß. 

Artikel 12 

Öffentlichkeitsarbeit 

1. Beschließen Mitgliedstaaten, keine Poster gemäß Artikel 12 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2017/40 zu verwenden, so legen sie in 
ihrer Strategie klar dar, wie sie die Öffentlichkeit über die finanzielle 
Beteiligung der Union am Schulprogramm informieren werden. 

2. Kommunikationsmittel und Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit 
gemäß Artikel 12 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/40 sowie die 
im Rahmen der begleitenden pädagogischen Maßnahmen zu verwenden­
den Unterrichtsmaterialien und Instrumente müssen die Europaflagge 
und einen Hinweis auf das „Schulprogramm“ enthalten und, sofern 
dies in Anbetracht der Größe der Materialien und Instrumente möglich 
ist, auf die finanzielle Unterstützung durch die Union verweisen. 

3. Hinweise auf die finanzielle Beteiligung der Union werden min­
destens genauso sichtbar angebracht wie Hinweise auf Beiträge anderer 
privater oder öffentlicher Einrichtungen, die das Schulprogramm eines 
Mitgliedstaats unterstützen. 

▼B
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4. Die Mitgliedstaaten können weiterhin vorhandene Poster und an­
dere Instrumente der Öffentlichkeitsarbeit nutzen, die gemäß den Ver­
ordnungen (EU) 2016/248 und (EG) Nr. 657/2008 hergestellt wurden. 

Artikel 13 

Mitteilungen 

1. Die Mitteilungen der Mitgliedstaaten an die Kommission erfolgen 
auf elektronischem Wege unter Beachtung der von der Kommission 
bereitgestellten technischen Spezifikationen für die Datenübertragung. 

2. Form und Inhalt dieser Mitteilungen sind in Mustern festgelegt, 
die die Kommission den Mitgliedstaaten nach Unterrichtung des Aus­
schusses für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte zur Ver­
fügung stellt. 

Artikel 14 

Inkrafttreten und Geltung 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt für Beihilfen für das Schuljahr 2017/2018 und für die darauf 
folgenden Schuljahre. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼B
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ANHANG 

MINDESTANFORDERUNGEN AN FORM UND INHALT DER 
BEWERTUNGSBERICHTE GEMÄß ARTIKEL 8 ABSATZ 2 

1. Zusammenfassung 

— Bewertungsergebnisse 

— Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

2. Einleitung 

— Zweck und Umfang des Bewertungsberichts 

— Kurze Beschreibung des Bewertungsverfahrens 

3. Methodik 

— Bewertungskonzept und angewandte Methoden 

— Bewertungsfragen, Beurteilungskriterien, Indikatoren 

— Datenquellen und Techniken für die Datenerhebung 

— Etwaige Beschränkungen und Lösungen 

4. Bewertung der Funktionsweise des Schulprogramms 

— Interventionslogik oder Zusammenhänge zwischen dem ermittelten Be­
darf, den in der Strategie festgelegten Zielen und den durchgeführten 
Tätigkeiten 

— Wichtigste Muster oder Trends bei teilnehmenden Schulen/Kindern 

— Lieferung/Abgabe von Schulobst, -gemüse, -milch und -milcherzeugnis­
sen und Priorität für frisches Obst und Gemüse sowie für Konsummilch 

— Begleitende pädagogische Maßnahmen 

— Kommunikations- und Informationsmaßnahmen 

— Wichtigste Durchführungsmodalitäten und -bestimmungen 

— Einbeziehung der Gesundheits- und Ernährungsbehörden, anderer öffent­
licher Behörden und privater Interessenträger in die Planung, Durchfüh­
rung, Überwachung und Bewertung des Programms 

5. Antworten auf die gemeinsamen Bewertungsfragen 

5.1. Inwieweit wurde der Gesamtverbrauch von Obst, Gemüse, Milch und 
Milcherzeugnissen bei Kindern im Einklang mit den nationalen Emp­
fehlungen für eine gesunde Ernährung für die Zielaltersgruppe durch 
das Schulprogramm gesteigert? 

Indikatoren: 

— Veränderung des direkten und indirekten Verbrauchs von frischem Obst 
und Gemüse bei Kindern (Menge und/oder Häufigkeit) 

— Veränderung des direkten und indirekten Verbrauchs von Konsummilch 
bei Kindern (Menge und/oder Häufigkeit) 

— Änderung des Prozentsatzes der Kinder, die die empfohlene tägliche 
Aufnahme von Obst und Gemüse erreichen 

— Änderung des Prozentsatzes der Kinder, die die Empfehlungen der na­
tionalen Behörden für Gesundheit und Ernährung in Bezug auf die 
tägliche Aufnahme von Konsummilch und anderen Milcherzeugnissen 
ohne Zusatz von Zucker, Aromastoffen, Früchten, Nüssen oder Kakao 
im Einklang mit den auf nationaler Ebene empfohlenen Fett- und Na­
triumwerten für die Zielaltersgruppe befolgen 

▼M2
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5.2. Inwieweit wurden Kinder durch das Schulprogramm über gesunde Er­
nährungsgewohnheiten aufgeklärt? 

Indikatoren: 

— Veränderung des Konsumverhaltens von Kindern in Bezug auf Obst, 
Gemüse, Milch und Milcherzeugnisse im Einklang mit den nationalen 
Empfehlungen für eine gesunde Ernährung für die Zielaltersgruppe 

— Veränderung des Wissens von Kindern über die gesundheitlichen Vor­
teile des Verzehrs von frischem Obst und Gemüse, Konsummilch und 
Milcherzeugnissen ohne Zusatz von Zucker, Aromastoffen, Früchten, 
Nüssen oder Kakao im Einklang mit den auf nationaler Ebene empfoh­
lenen Fett- und Natriumwerten für die Zielaltersgruppe 

6. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

— Wirksamkeit des Programms 

— Bisherige Erfahrungen 

— Empfehlungen für Verbesserungen 

7. Anhänge 

Technische Einzelheiten der Bewertung einschließlich Fragebögen, Referenzen 
und Quellen. 

▼M2


